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Kinderbetreuung wird zum Top-Thema
Nach der SP setzt sich auch dieGLP für eine Änderung desGesetzes ein – die wichtigsten Fragen undAntworten zurDebatte.

Kelly Spielmann

Wiefunktioniertdiefamilien-
ergänzende Betreuung mo-
mentanimKantonBaselland?
DasGesetz überdie familiener-
gänzende Kinderbetreuung
(FEB) ist seit 1.Januar 2017 in
Kraft, nachdem es 2015 ange-
nommen wurde. Das Gesetz
wird derzeit von den einzelnen
Gemeinden umgesetzt, wofür
ihnen Musterreglemente zur
Verfügung stehen. Auch die
HöhederGebührenwerdenvon
denGemeinden festgesetzt.

WasfordertdieInitiative«Ge-
bührenfreieKinderbetreuung
für alleFamilien»derSP?
Die FEB soll für alle Familien
kostenlos sein (die bz berichte-
te). Die SPwill, dass die Betreu-
ung von Kindern nicht erst mit
derVolksschule, sondernbereits
im Vorschulalter zum Service-
public-Standard wird – finan-
ziert werden soll dies durch
Steuergelder.Die Initiativewur-
devor einerWoche lanciert und
gestern mit 3400 Unterschrif-
ten eingereicht.

Weshalb doppelt die SPmor-
gen mit zwei Vorstössen im
Landratnach?
Die Initiative habe zwar ein
deutlichesBedürfnis der Bevöl-
kerung aufgezeigt, sagt Partei-
präsidentin Miriam Locher.
Dennoch bestehe auch bei der
heutigen Gesetzgebung Hand-
lungsbedarf. Beim ersten Vor-
stossLochershandelt es sichum
ein Postulat, das die Musterre-
glementedesFEB-Gesetzes än-
dernwill. DieMusterreglemen-
tegeltennuralsEmpfehlung –es
sei dennochwichtig, dieAnpas-
sungen vorzunehmen.

Denn diese definieren, dass
alleinerziehende Personen ein
Pensumvonmindestens20Pro-
zent benötigen und zwei Erzie-
hungsberechtigte in einer Part-
nerschaft gemeinsam 120 Pro-
zent erreichen müssen, um
Subventionenzuerhalten.Diese
Einschränkungen will Locher
streichen lassen.Ausserdemsol-
len die Eckwerte des Musterre-
glements auf ihre zeitgemässe
Auslegung hin geprüft werden.
Nach der Annahme des FEB-

Gesetzes verpflichteten sichdie
Gemeindenausserdem,denBe-
treuungsbedarf zu erheben. Bei
einem nachgewiesenen Bedarf
sind die Gemeinden verpflich-
tet, ein FEB-Angebot sicherzu-
stellen.«Bei44Gemeindenste-
hen diese Daten bislang aus»,
kritisiertLocher imzweitenVor-
stoss. Sie fordert deshalb, dass
dieErsterhebung innerhalb von
acht Jahren nach Inkrafttreten
desGesetzesdurchgeführtwer-
den soll; zur periodischenÜber-
prüfung soll eine Frist von fünf
Jahren gelten.

DieGLP reichtmorgen eben-
falls einen Vorstoss zur Kin-
derbetreuungein–gehtesum
dieselbenThemen?
Jein. Auch die Grünliberalen
fordern eine Änderung des
FEB-Gesetzes, dabei geht es
aberumeineinheitlichesFinan-

zierungsmodell mit Betreu-
ungsgutscheinen, welche in
Kindertagesstätten im ganzen
Kanton eingelöstwerdenkönn-
ten. Die Kinderbetreuung sei
«ein entscheidender Baustein
in der Arbeitsmarktfähigkeit
undChancengleichheit derGe-
schlechter sowie der Nutzung
des einheimischen Fachkräfte-
potenzials», heisst es im Vor-
stoss. «Es ist eigentlich ein biss-
chen unanständig, ein Gesetz
nach sechs Jahren zuüberarbei-
ten, aber seither haben sich die
Bedürfnisse stark verändert»,
rechtfertigt Landrat YvesKrebs
den Vorstoss.

Es sei anderZeit, die Erfah-
rungenausdemGesetzmitden-
jenigenandererKantonezuver-
gleichen. Die Grünliberalen
wählen dabei den Kanton Bern
als Vorbild: Dort können Fami-
lien Betreuungsgutscheine für

Kindertagesstätten und Tages-
familien imganzenKanton ein-
lösen; die Höhe der Vergünsti-
gung ist abhängigvomFamilien-
Nettoeinkommen. Von einem
Modell wie diesemwürden alle
Parteien profitieren, ist Krebs
überzeugt – Gemeinden, Fami-
lien,Wirtschaft.

Die GLP will deshalb vom
Regierungsrat wissen, wie sich
dieBedürfnisse in der familien-
ergänzenden Kinderbetreuung
seit 2015 verändert haben und
welchesFazit dieRegierung seit
der Annahme zieht, wie sie zu
einem Gutschein-Modell nach
Berner Vorbild stehen würde,
wannerbereitwäre, ein solches
einzuführenundobdiesauchbi-
kantonalmöglich sei.Die Inter-
pellation sei eine bewussteEnt-
scheidung gewesen. Krebs:
«Erst soll die Regierung die Si-
tuation genau analysieren, so

könnenwir die nächstenSchrit-
te evaluieren.»

Weshalb hat die GLP diesen
Vorstoss gleichzeitig zur SP-
Initiative vorbereitet?
Das liegt unter anderem an den
unterschiedlichen Positionen
der Parteien zumThema.Wäh-
rend Yves Krebs selber die Ini-
tiativederSPbegrüsst undes für
eine gute Idee hält, die Kinder-
betreuung zumTeil des Service
public zumachen,«ist sie inner-
halb der Partei umstritten».

WiestehtdiebürgerlicheSeite
zur Kinderbetreuungs-The-
matik?
Anita Biedert, Muttenzer SVP-
Landrätin undMitglied der Bil-
dungskommission, istüberzeugt
vom aktuellen FEB-Gesetz:
«Die Gemeinden geben sich
Mühe, sie bieten gute, dem Be-

darf entsprechendeAngebote.»
Von der SP-Initiative und den
VorstössenhältBiedertdagegen
wenig –undbetontdies auch im
Namen ihrerPartei. «Daswider-
spricht unserer Grundhaltung –
wir wollen keine Staatskinder.
Als Lehrerin finde ich, dass es
wichtig ist, dass Kinder in ihren
frühen Jahren zu Hause indivi-
duell geprägt werden», so Bie-
dert. Und ausserdem sei sie der
Meinung, dass man der Bevöl-
kerungnicht alleVerantwortun-
gen abnehmen könne: «Wenn
sich Eltern privat entscheiden,
Kinder zu haben, wissen sie,
dass damit auchBetreuungund
Kosten einhergehen.» Man
müsse zwar Möglichkeiten
schaffen,wieArbeit undFamilie
gemeinsammöglich seien, führt
Biedert weiter aus, «aber man
mussauchzugunstenvonPriva-
tem verzichten können».

Die Kita soll kostenlos für alle werden, fordert die SP. Die GLP will derweil, dass das Baselbiet auf das Modell des Kantons Bern umsteigt. Symbolbild: Andrea Stadler

Wahlen im Schwarzbubenland

In zwei Gemeinden des Bezirks Dorneck bestimmen die Wahlberechtigten die Exekutive

Während es in den meisten Ort-
schaften im Schwarzbubenland
schon zu Gemeinderatswahlen

kam, steht die Wahl in zwei Ge-
meinden noch an: In Hochwald
und in Hofstetten-Flüh werden

die Wahlberechtigten am 13.Juni
an die Urne gebeten. Beiderorts
stellt sich eine erstaunlich hohe

Zahl von Kandidierenden zur
Verfügung für einen Sitz in der je
siebenköpfigen Exekutive. (hof)

Hochwald, 7 Sitze:

SP:Georg Schwabegger, Patricia
de Bernardis (beide bisher).
FDP: Markus Dobler, Andreas
Schäfer, Johannes Schumacher
(alle bisher), Jürg Vögtli, Beat
Kübler.
CVP: Peter Haberthür (bisher),
Roland Wallmeier, Urs Vögtli.

SVP: Sebastian
Rastberger.

Hofstetten-Flüh, 7 Sitze

SP: Brigitte Stöckli Oser, Thomas
Zeis (beide bisher), René Waeber,
Brigitta Küry-Albisser
FDP: Peter Gubser (bisher), Ben-
jamin Haberthür, Pascal Lang,
Gnanasekaran Yogarajah, Kurt
Schwyzer.
CVP: Felix Schenker (bisher),

Saskia Aebi-
Stöcklin, Ste-
phan Hasler.
SVP: Andrea
Meppiel (bisher),
Heiko Keck, Ri-
chard Rubin.

Nachrichten
Zwei Verletzte nach
Frontalkollision

Himmelried AufderGrellinger-
strasse in Himmelried ist es am
Montagnachmittag zu einem
schweren Unfall gekommen.
Während des Versuchs, einen
Traktor zuüberholen, stiess eine
Automobilistin mit einem ent-
gegenkommenden Porsche zu-
sammen. Dies vermeldete ges-
tern die Solothurner Kantons-
polizei.DieUnfallverursacherin
bliebheil,währendderPorsche-
und Traktorfahrer verletzt ins
Spital eingeliefertwerdenmuss-
ten. Die Grellingerstrasse blieb
während rund 90 Minuten für
den Durchgangsverkehr ge-
sperrt. EineBaselbieter Polizei-
Patrouille leistete Unterstüt-
zung. (bz)

Mehr Leutedürfen ins
Hallenbad

Muttenz Dank der gelockerten
Coronaregeln dürfen seit ges-
tern neu 37 statt wie bisher nur
15 Personen gleichzeitig ins
MuttenzerHallenbad.Dies teilt
die Gemeindemit. (bz)

EinspurigerVerkehr auf
derPasswangstrasse

Beinwil AufderPasswangstrasse
in Beinwil ist ab kommendem
Montag während rund zweier
Monate mit Verkehrsbehinde-
rungenzurechnen.WiedasSolo-
thurnerTiefbauamtmitteilt,wird
die enge Kurve «Sangsteirank
Lochhöchi» mit einer neuen
Stützmauer gesichert und des-
halbeineFahrbahngesperrt. (bz)
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